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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz vom XXXXX 1981 zur 
Durchf,ührung des Europäischen überein­
kommens vom 27. Jänner 1977 über die 
übermittlung von Anträgen auf Verfah-

renshilfe 

Der N ationra:lrat Ihat beschlossen: 

§ 1. (1) Uberlffiiltt!ungssteHen im Sinn des 
Art. 2 Abs. 1 des Europäischen übereinkommens 
vom 27. Jänner 1977, BGBI. Nr. XXXXXXX, 
über Idie. übermittllung von Anträgen auf Ver­
faJhr,en'sihilfe sind die ,zur Ausü'bung ,der Gerichts­
bar.keit ,in ,bürgerlichen Rechtssachen Iberufenen 
B~irksgerichte. 

(2) Z'uständigist das IBezirksgericht, in dessen 
Sprengel der AntragsteHer seinen ,gewöhnlichen 
Aufenthalt Ih'alt; ist ,der Antragsteller nicht eigen­
berechtigt, so ,ist auch das Bezil'ksgericht zustän­
dig, indessen Sprengel ,der gesetzliche Vertreter 
des Antr,agstellers seinen gewöhnEchen Aufenthalt 
hat. 

In WieniSit als 'ÜbermittlungsstelJe ['ür die Be­
zirke I his XX das Bezirksgericht Innere Stadt 
Wien, für die Bezirke XXI und XXII das Be­
zirksgericht Floridsdorf und für den Bezil'1k XXIII 
das Bezinksgericht Liesing z'uständi,g. . 

§ 2. Personen, die ihren gewöhnlichen Auf­
enthalt im Inland h:lJben, können die in § 1 Ibe­
zeichneten übermittlungsstellen zur ,übermitt­
lung VOn Antr~ena'Uf Verfa!hrenshilfe im Sinn 
des ,in ,§ 1 ,genannJten Üibereinikommens n'ach den 
folgenden Bestimmungen in Anspruch nehmen. 

§ 3. (t) Anträge 'au[ Verfahrenshitfe ~m S.inn 
des§ 2 sind schrilftlich anzubringen oder zu 
Protokdll zu geben .. Siehaibendie für ihre Be­
urteilungerfordeI11ich,en Angaben, vor ,allem über 
das Ver,faJhren, f'ür das Verfahrensihilfe ibeantragt 
wird, und die rEinkömmens- und Vermögens­
verihältnisse ,des Antragstellers 2)U enthalten. 

. . . 

(2) . Den Anträgen sind aUe flir ,ihre Beur­
teilung erf6rderlichenUnterlagen, vor ,aHemeln 
behördlliches Zeugnis ülber die EiIl!kommens-' 
und Ve11l}1ögensverihältnisse des AntraogsteIlers im 
Sinn des Art. VIII § 2 des Verfahrenshilfegeset­
zes,BGBI. Nr. 5691-1973, bei'Zufügen. 

(3) Anträge und Unterlagen sind in einer der 
Amtssprachen ,der ausländischen Empfangsstelle 
aibzufassen oder mit einer Übersetzung in diese 
Sprache zu versehen. Ist demnach eine über­
setzung erfol1der,lich ·und kann sie VOiffi' Antrag~ 
steHer wegen dessen Ei11ikommens- und Ver­
InÖgensverhältnissen 'nichtibeigestellt werden, so 
hat die Ülbermittlungsstelle von Amts wegen eine 
ÜiberseozUng :zu beschaffen; die Kosten hierfür 
hat der Bund !Zu tngen. 

§ 4. (1) nie Dbetmlittllungsstel1e Ihat zu prüfen, 
oIbder Antl1agund seine Beilagen den Erfor­
dernissen des ,§ 3 entsprechen, un'd dem Antrag­
steller erforderlichenfalls he,hilflich zu sein. Be­
g'laubigungen sinid nicht notwendilg .. 

(2) Dieübermittlungsstelle hat den Antrag 
und . seine Beilagen an die ,ausländische Emp'" 
fangsstel:le unmrttdbar im Weg des ,Bundesmini­
steriums für Justiz weiteI'Zu'leiten;. dieser Weg 

. ist ,auch bei einem weiteren Vel1kehrmit dieser 
ausHindischen Empfangsstelle einzUJhalten. 

(3) Erscheint der übel1mittlungsstelle 'der An­
trag offensichtlich mutwillig, so hat sie seine 
Ülbermittdung ah:z.ulehnen. 

§ 5.(1).Empfangsstelle im Sinn des Art. 2 
Albs. 2 .des EuropäischenÜlbereinkommens vom 
27. Jänner 1977 ilber die ülbermitdung von 
Anträgen talllf Verfahrenshiilfe ist das BUIl!des­
ministerium für J USlliz. 

(2) Das B.undesministeri'lliIll für Justiz aIsEmp­
fangssteHe ihat die llim 'Von ausländischen Üiber­
m~ttlungsstellen übermittelten Anträge auf'Ver­
faJhrenshi1fe samt UnterlaJgen dem für die Ent~ 
scheidung -ülber ,den Antrag >zuständigen Gericht 
zu Ülbersenden. 

§ 6. (1) Die Gewährtung ,der Verf3!brenshitfe 
urm·aßt in den ,dem .Europäischen übereinkom­
men V'om 27. Jänner 1977 Ülberdie übermitt­
lung von Anträgen' auf Verfalhrenshilfe UIl!d die~ 
sem >Bundesgeset!Z untenliegenden 'Fällen stets auch 
die' vorläufig . iunentgekliche Beigebung eines 
Rechtsanwalts im Sinn des§ 6,4 Albs; 1 Z 3 der 
ZivHprozeßordmmg. Bewilligt ,das 'Gericht .die 
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2 685 der Bd3igen 

Verrfaihrenshillfe, so ~hat es nach § 67 der Zivil­
pl.101Zeßordnungvorzugehen unddean Bundes­
mrnisterium für Justiz als Empfangss.telle Namen 
ul1!d Anschrift des 'zum. Vertr,eter <des Antmg­
stel~~rs bestetLten Rechtsanwalts zu ,berichten. In 
jedem Fall hat es dem BundeflIllinisterium. für 
Jusiiz eine Ausfer:tig1ung seiner Entscheidung 
uberden Antrag vorzulegen. übersetzungen 
und BeglaUibigungen sind nicht notwendig. 

(t2) Das Bundesministerium für}ustiz als Emp­
fan:gssteHe hat die ausländische Übel1mittLungs­
stelle von der ,Ehtscheidung über ·den Antrag zu 
verständigen. . 

§ 7. Dieses Bundesgesetz tritt mit ,dean Tag in 
Kl.1a:ft, mit dem das Europäische übereinkom­
men vom 27. Jänner 1977 aber die übermitt­
lung von Antr~gen aruf VerfaihrenshiLfe für die 
Republik österreich in Kmft .tritt. 

§ 8. Dieses Bundesgesetz scllließt die Anwen­
dung 'anderer ;zwischenstaatlicher Vereinbarun­
gen oder übungen, nach Idenen Anträge· auf 
Vel1fahrenshilf·e ijbermittelt wertden können, nicht 
aus. 

§ 9. Mit aer VoHzielhung ,dieses BundesgesetlZes 
ist der ß.undesminister mr Justiz Ibetraut. 

Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 

Der Zweck. ,des Europäischen übereinkom­
merts vom 27. Jänner 1977 Üiber die übermitt­
lung von Anträgen;\luf Ver:fa,hrenshilfe, .dessen 
Ratifizierung unter einem vOrlbereitet wird, 1St 
es,Personen, die in einem der Vertragsstaaten 
leb~n und an einem gerichtlichen VeI1faihren ,in 
einem anderen der Vemmgsstaa ten ibeteiligt sind, 
die Inansprruchna.hme von VerfahrenshiHe zu 
erleichtern: Der Antragsteller kann .seinen An­
trag bei einer ;,übermilttlungsstelle" des Staates, 
in dem er seinen gewöhnlichen Aufentlhalt hat, 
einbrinigen. Dieser übermittelt den Antrag der 
"E~pfangssteLle" des anderen Stillates, die ihn 
dann an das für die Entscheidung über Iden An­
trag zuständige Gericht ,dieses anderen Staates 
weitedeitet. Während dieser'Vorgangsweise sind 
die Behörden dem Antra:gsteHer und auch ein­
anlQer behiHlich,da:mit ,der Antrag ordentlich ge­
prüft 'und rasch er1edigt werden kann. 

Zur Durchführung der Bestillnmungen' dieses 
übereinkommens' ist . ein Bundesgesetz nach 
Ar,t; . 50 Albs. 2 B-VGerfol'derlich .. Die Kosten, 
die' österreich· dadurch entstehen ,werden,' wer­
den: vergleichsweise seihr ge!1i'ng sein: Außer 
einem' so 'gut wie nicht :ins Gewichit fallenden 
Mehraufw1and ,der ,Gerichte werden sie sich auf 
allfällige Igeningfü-gige Aus1a:gen ·für die Herstel­
lungvon Üibersetzrungen heschränken. 

Besonderer Teil 

Vorbemerkung: 
I .. 

. pie Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind 
so . weit wie möglich denen des Bundesgesetzes 
vom 22. Jänner 1969,BGBL Nr. 317, zur Durch~ 

führung des (New Yorker) übereinkommens 
vom 20. Juni 1956 über die Geltendmachung 
von Unter1haltsansprüchen im AUllland, BGBL 
Nr. 316/1969, nachgebrldet. Auch dort waren 
nämlich auf Grund des übereinkommens über­
mitltluIigss,tellen und ,eine EmpJangsstdle einzu­
richten und Bestimmungen ü!ber deren Aufgaben 
zu erlassen. ' 

Zu§ 1: 

Wie im Durchführungsgesete. rz;um New 
Y'Orker übereinkommen werden. auch ihier als 
ÜlbermittlungssteUen dieZIUr Ausübung der Ge­
ridltsbarkeit· ,in bürgerlichen Rechtssachen beru­
fenen Bezirksgerichte Ibesüimmtundcihre .zusdin-
digkeit festgelegt.' .. .. 

Zu§ 2: 

Hier wird der Ansprruch verfalhrenshilfebedürf~ 
tiger Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt' im 
Iruland lauf Inanstpruchn:a.hme der üibermittlungs­
steLlen 'zur übel.1inittlung von ,Anträgen auf Ver­
fa'hrenshilfe festgelegt. 

Zu § 3: 

Hier wird festgelegt, welchen Erfordernissen' 
Al1!trägeauf. Venfahrenshilfe untediegen (Albs. 1), 
welche Unterlagen. ihnen' anzusch:1ießen sind 
(Albs. 2).und in wdcher Sprache Anträge und 
Unterlagen verfaßt ZlU sein hahen (Albs. 3); :a11e 
diese Vorsch6ften'!gründen sich auf ,dIe entspre­
chenden Best~mmung!;!n des EUf!opäismen über­
einkommens . 

Da von der ausländischen Empf<angssteUe bzw. 
dem ·aus'ländischen Gericht, ,das über d,ieGewäh-
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rung .der Vel1fahrenshiLfe entscheidet, stets ein 
behördliches Zeugnis über die Einkommens- und 

. V ermögensverihäl tnisse des :Antragstellers ver­
langt wer,den wird, wil1din Albs. 2 'Vorgeschrie­
ben, . ein solches Zeugnis .aruüuschJ.ießen, das inner­
staatlich nicht notwendig wäre, ,das aber eben 
weg,enaHfälliger auslän1discher Erforderniss,e <im 
VerfahremhiLfegesetz vor:gesehen 'Wurde. 

Die Bestimmung des Abs. 3 üherdie Sprache 
bzw. die übersetzungen der Anträ:ge und Unter­
L.gen gründet sich lauf Art. 6 .Nbs. 1 Buchst<libe a 
des Europäischen übereiIllkommens (wBuch­
stahe ib ~at östenreich den im Art. 13 ,dieses 
Ülbereinikommens vorgesehenen V011'behralter­
kilärt). Da es sich stets um verfa.hrenshil:febedürf­
tüge Antra.gsteHerhandelt, wird hestimmt, daß 
Übersetzungen, soweit sie erfor.derIich sind, aber 
vom Antragsteller wegen dessen Einkommens­
und Venmögensvethältnissen nicht ibeigestellt 
werden können, von Amts ,wegen zu beschaffen 
und die Kosten hiefür vom BU11'd ~u tragen sind; 
dies ist uiliter dem Aspekt ,des erleichterten Zu­
gangs 'zum Recht gerechtfertigt. 

Zu § 4: 

Hier wird die VorgallJgsweise der Oibermitt­
lungsstel'le festgelegt; sie entspricht den Bestim­
mungen des Art. 3 'i\ibs. 1 des Europäischen 
Oiberei11lkommens. 

Daß die übermitttlungsste1le die Ülbermitdung 
eines Antrags, ,der ihr .offensichtlich mutwillig 
erscheint, 'ablehnt, ,entspr,icht dem Art. 3 Abs. 1 
letzter Satz des Eur.opäischen übereinkommens. 
Dieser Versa.gu11lgsgrund lieg>! ,darin v.or, wenn 
.offensichtlich ,ist, daß der Antragsteller ibei ver­
nünftitger Überuegung der Situation damit rech­
nen muß, daß der Antrag abgewiesen wird, weil 
entweder seinem Begehren - sei ,es wegen man­
gelnder Schlüssigkeit, sei es aus anderen klar 
zutage liegenden Gründen - erst gar nicht statt­
geg,eben werden würde .oder - se~bst wenn ihm 
stattgegeben werden würde - es je.denfaHs (etwa 
wegen .offeiliharer Zahlungsunfähigkeit des Ver­
fa;hrensgegners) nicht ,realisiel'ibar sein würde. In­
soweit 'hat ,dieser Versagungsgrund sein inner­
staatliches Gegenstück in § 63 Albs. 1 Satz 1 letz­
.ter Halbsatz ZPO. Das Verfahren und allfäHige 
Rechtsmittel richten sich - wie im ubrigen auch 
bei der sonst~gen Vorgangswe,ise der Oibermitt­
lungssteille - nach ·den Bestimmung,en der Zivil~ 
verf.ahrensvorschriften. 

Z~ § 5: 

Wie im Durchführungsgesetz :zmm New Yorker 
übereiIllroommen wird auch hier als Empfangs­
steUe das Bundesminister~um für }ustiz Ibestimmt 
und die Vio'rgangsweise der Bmpfangsstelle festge­
legt. 

Zu § 6: 

!Ähnlich wie im Durchführungsgesetz zum 
NewY.ol1ker übereinkommen wer,den hier einige 
Bestimmungen iiiber .die Vorgangsweise des in­
ländischen Gerichtes, das über einen ausländi­
schen Antr'.ag zu entscheiden hat, erlassen. Da es 
sich stets um vel1fahreni>hilfebedürftige Personen 
handelt und amßerdem schon deswegen, weil 
immer ein Dista11lzverfahren vorliegt und da:rin 
in .der Regel internatioIllaherfaihrensrechtliche 
und internationailprivatrechvliche Fragen zu lösen 
sind, wird - in Anlehnung an ,§ 64 Aibs. 1 Z' 3 
zweiter Fall ZPO - bestimmt, daß die Gewäh­
rung der Verfaihrenshi.lf.e indeil1 dem Europäi­
schen übereinkommen unterliegenden Fällen 
stets auch die vorläufig unen1lgdtliche Beigebung 
eines Rechtsanwalts umfaßt und Idas Gericht 
dalher nach § 67 ZPO vorzugßhen hat. 

Die Pflicht der EmpfangssteHe zur Verständi­
gung der Obermittlungsstelle von der Entschei­
dung über den Antrag gründet sich auf Airt. 3 
AIb.s. 2 des Europäischen übereinkommens. 

Zu § 7: 

Die Bestimmung über die Zeit :des mkraft­
tretens 'des Bundesgesetzes ist wegen :des Gleich­
Mangs mit der GeLtung des Buropäischen über­
einkommens für österreich erforderlich . 

Zu § 8: 

Das Europäische übereink.ommen dient der 
ErLei,chterung ,des Zugangs 'zum Recht und hat 
dalher eine weitere Möglichlkeit, Verfahrenshilfe 
in a:usländischen Verfahren in Anspruch zu. neh­
men, geschaffen. Die in· anderen z,wischensta:at­
lichen Verei'nbarungen (zB im Haager Prozeß­
Ülber,einikommen 1954, 8GB!. Nt;'. 91/1957) vor­
gesehenen Möglichkeiten zur edeichterten Inan­
spruchnahme von Verfia:hrenshilfe soHenda;her 
nicht ausgeschlossen werden . 

Zu § 9: 

Die Vollz'ugskla.usel grün1det sich auf das Bun­
desministeriengesetz 1973. 
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